
MiZi: 14 Mitteilungen über Sachverhalte, die zu familiengerichtlichen Maßnahmen Anlaß geben, im 
Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens vom 24. April 1963 über konsularische Beziehungen 
(BGBl. 1969 II S. 1585)

14  Mitteilungen über Sachverhalte, die zu familiengerichtlichen Maßnahmen Anlaß geben, im 
Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens vom 24. April 1963 über konsularische 
Beziehungen (BGBl. 1969 II S. 1585) 
 
(1) 1Mitzuteilen sind Sachverhalte, bei denen im Interesse eines minderjährigen oder anderen nicht voll 
geschäftsfähigen Ausländers die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers angebracht erscheint, wenn der 
Ausländer einem Vertragsstaat des Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehungen angehört 
(Artikel 37 Buchstabe b des Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehungen). 2Eine Mitteilung 
kann nach einer Abwägung im Einzelfall unterbleiben, wenn dadurch die Person oder das Vermögen des 
minderjährigen oder anderen nicht voll geschäftsfähigen Ausländers in Gefahr geraten könnte oder die 
Freiheit oder das Leben eines Familienangehörigen ernsthaft bedroht würde.

(2) Die Mitteilungen sind von der Richterin oder dem Richter zu veranlassen.

(3) Die Mitteilungen sind an die zuständige konsularische Vertretung des Staates zu richten, dem der 
Ausländer angehört.

Anmerkung: 

Hinsichtlich der Vertragsstaaten des Wiener Übereinkommens vom 24. April 1963 über konsularische 
Beziehungen wird auf den als Beilage zu Bundesgesetzblatt Teil II herausgegebenen „Fundstellennachweis 
B – Völkerrechtliche Vereinbarungen –“, Abschnitt „Mehrseitige Verträge“, Bezug genommen.

Vertragsstaaten des Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehungen sowie solche Staaten, die 
notifiziert haben, dass sie sich auch nach Erlangung der Unabhängigkeit an das Übereinkommen gebunden 
betrachten, sind der Internetseite
(https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=III-6&chapter=3) zu entnehmen.


